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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 47 Ausgegeben Danzig, den 3. Oktober 1922 


Inhalt. Geſetz betr. Abänderung des Geſetzes betr. die weitere Abänderung des Artikels 215 des Danzig ⸗ 
polniſchen Wirtſchaftsabkommens vom 24. Oktober 1921 vom 29. Juni 1922 (Geſ.⸗Bl. Nr. 31 Seite 147) (S. 433). — 
Bekanntmachung des Wortlauts des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Rentenempfängern 
der Invaliden⸗ nnd Angeftelltenverficherung (S. 433). — Geſetz über eine vierte Aenderung der Dienſtbezüge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten (S. 439). — Geſetz über eine fünfte Aenderung der Dienjtbezfige der unmittelbaren Staats- 
beamten (S. 439). — Geſetz über eine ſechste Aenderung der Dienſtbezuge der unmittelbaren Staatsbeamten (S. 440). 


128 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. Abänderung des Geſetzes betr. die weitere Abänderung des Artſkels 215 des Danzig⸗ 
polniſchen Wirtſchaftsabkommens vom 24. Oktober 1921 vom 29. Juni 1922. 
(Geſ.⸗Bl. Nr. 31 Seite 147). Vom 27. 9. 22. 
8. 
Im § 1 des in der Ueberſchrift genannten Geſetzes treten an Stelle der Worte „bis zum 1. Oktober 
1922“ die Worte „bis zum 31. Dezember 1922“. 
SE 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1922 in Kraft. 


Danzig, den 27. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Dauzig. 


Sahm. Jansson. 


129 Bekanntmachung 
des Wortlauts des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Renten⸗ 
empfängern der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung. - 


Auf Grund des Artikels VI des Geſetzes über Bezüge von Sozialrentnern vom 25. Auguſt 1922 
(Geſ.⸗Bl. S. 399) werden die 88 1 bis 9 des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von 
Nentenempfängern der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung vom 10. März 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 77) 
— geandert durch die Geſetze über die Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden- und Angeſtellten⸗ 
verſicherung vom 9. Mai 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 118) und über Bezüge von Sozialrentuern vom 25. Auguſt 
(Geſ⸗S. S. 399) — in der vom 1. Auguſt 1922 ab gültigen Faſſung nachſtehend bekanntgemacht. 


Danzig, den 25. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 10. 1922.) 
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Geſetz 
über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden⸗ und 
Angeſtelltenverſicherung. _ 
8 1. 


Die Gemeinden ſind verpflichtet, Empfängern von Reuten aus der Invalidenverſicherung und der 
Angeſtellteuverſicherung ſowie Empfängern von Juvaliden-, Witwen- und Waiſenunterſtützung (Juvaliden, 
Witwen und Waiſen von Arbeitern und Angeſtellten ehemaliger Staats- und Reichsbetriebe) mit Danziger 
Staatsangehörigkeit auf Antrag eine Unterſtützung nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften zu gewähren: 


82. 

Die Unterſtützung iſt in der Juvalidenverſicherung ſowie au Empfänger von Invaliden-, Witwen⸗ 
und Waiſenunterſtützung (Invaliden, Witwen und Waiſen von Arbeitern und Angeſtellten ehemaliger Staats— 
und Reichsbetriebe) nach den Umſtänden und im Höchſtbetrage jo zu bemeſſen, daß das Geſamtjahresein— 
kommen des Empfängers einer Invaliden- oder Altersrente den Betrag von ſiebentauſendzweihundert Mark, 
einer Witwen⸗ oder Witwerrente den Betrag von fünftaufendfiebenhundert Mark, einer Waiſenrente den 
Betrag von dreitauſendzweihundert Mark erreicht. 

Entſprechende Unterſtützungen ſind an Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente aus der 
Angeſtelltenverſicherung zu gewähren, an Witwen jedoch nur, wenn fie invalide im Sinne der Juvaliden⸗ 
verſicherung (3 1258 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung) find. 

Hat der Empfänger Kinder unter fünfzehn Jahren, die nicht auf Grund der Reichsverſicherungs— 
ordnung, des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte oder des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 
(Reichsgeſ.⸗Bl. S. 989) oder anderer Militärverſorgungsgeſetze eine Rente beziehen, ſo erhöht ſich die für 
das Geſamtjahreseinkommen anzurechnende Grenze um fünfhundert Mark für jedes Kind. Für das vierte 
und jedes weitere Kind beirägt dieſe Erhöhung ſechshundert Mark. Elternloſe Enkel unter fünfzehn Jahren, 
deren Unterhalt der Empfänger der Rente ganz oder überwiegend beſtreitet, werden den Kindern unter fünf 
zehn Jahren gleichgeſtellt. 

Bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens wird für Empfänger von Reuten aus der Juvaliden⸗ 
verſicherung die Invaliden⸗ oder Altersrente mit dreitauſendvierhundert Mark, die Witwen⸗ oder Witwer⸗ 
rente mit dreitauſendzweihundert Mark und die Waiſenrente mit eintauſendſechshundert Mark angerechnet; 
darüber hinausgehende Rentenbeträge werden nicht angerechnet. Bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens 
bleibt das Arbeitseinkommen der Rentenempfänger bis zum Jahresbetrage von viertauſend Mark außer Anſatz. 

Bis zum Betrage von eintauſendzweihundert Mark insgeſamt find auf das Geſamtjahreseinkommen 
nicht anzurechnen Bezüge auf Grund des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
S. 989) oder anderer Militärverſorgungsgeſetze, aus der knappſchaftlichen Verſicherung, aus öffentlichen 
oder privaten Verſicherungsunternehmungen, aus privaten Unterſtützungseinrichtungen ſowie aus Spargut⸗ 
haben. Die Bezüge der Hinterbliebenen find hierbei zuſammenzurechnen. Einkommen aus Unterſtützung 
durch Angehörige iſt auf das Geſamtjahreseinkommen inſoweit nicht anzurechnen, als es über die geſetzliche 
Unterhaltspflicht oder über vertraglich übernommene Verpflichtungen hinausgeht. 


§ 3. 

Der Antrag iſt bei der Gemeinde des Wohnortes des Rentenempfängers zu ſtellen. Dieſe ſetzt die 
Höhe der Unterſtützung feit, tunlichſt unter Zuziehung von Perſonen aus den Kreiſen der Verſicherten oder 
der Reutenempfänger. Als Wohnort gilt der Ort, in welchem ſich der Rentenempfänger nicht vorübergehend 
aufhält, ſondern mit der Abſicht langeren oder dauernden Verbleibens wohnt. 

Gegen die Feſtſetzung der Unterſtützung iſt Beſchwerde an die Auffichtsbehörde zulaſſig, fie ent⸗ 
ſcheidet endgültig. f 

Die Finanzbehörden ſind verpflichtet, den Gemeinden auf Anfrage Auskunft über die Einkommens⸗ 
verhältniſſe der Unterſtützungsberechtigten zu geben. 
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8 4. 


Die Uuterſtützung wird von der Gemeinde des Wohnorts an den Empfänger in monatlichen oder 
wöchentlichen Teilbetragen im voraus gezahlt. Die zu zahlenden Beträge ſind auf volle Mark aufzurunden. 


§ b. 

Erhalt der Rentenempfänger in einer Anſtalt (Invalidenheim, Altersheim und dergleichen) Wohnung 
und Verpflegung, ſo iſt an ſeiner Stelle die Anſtalt berechtigt, innerhalb der aus § 2 Abſ. 1 ſich ergebenden 
Einkommensgrenze Zuſchüſſe zum Pflegegeld zu verlangen, die aber nur bis zu drei Vierteln der Geſamt⸗ 
bezuge des Rentenempfängers beanſprucht werden können. 

Steht der Rentenempfänger außerhalb ſeines Heimatorts in Anſtaltspflege oder auf fremde Koſten 
in Familienpflege, fo iſt für die Gewährung der Unterſtützung diejenige Gemeinde zuſtändig, in welcher 
der Rentenempfänger vor dem Eintritt der Pflege gewohnt hat. 


8 6. 
Die Gemeinden können die den Unterſtützungsberechtigten gegen Dritte zuſtehenden Unterhalts⸗ 
anſprüche verfolgen. 
8 7 


Die Freie Stadt Danzig erſetzt den Gemeinden achtzig vom Hundert der von ihnen verauslagten 
Unterſtuützungsbeträge. 
Die Gemeinden melden die erſtattungsfähigen Beträge monatlich bei dem Senat der Freien Stadt 
Danzig und erhalten von ihm auf Antrag Vorſchüſſe darauf. Der Senat überweiſt auf Antrag den hierfür 
erforderlichen Monatsbedarf. 8 
8. 


Der Senat iſt ermächtigt, nähere Vorſchriften zur Durchführung des Geſetzes zu erlaſſen. Er kann 
auch beſtimmen, daß ſtatt der Gemeinden andere Stellen mit der Durchführung des Geſetzes betraut werden 
und daß an die Stelle der Gemeinden Gemeindeverbände treten. 

8 9. 

Der Senat kann beſtimmen, daß die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf fremde Staatsangehörige, die 
im Inland ihren Wohnort (§ 3 Abi. 1 Satz 3) haben, Anwendung finden. Auch kann der Senat oder 
die von ihm beauftragte Stelle einem Danziger Staatsangehörigen, der ſich im Ausland aufhält, eine 
entſprechende Zulage zubilligen; die Koſten hierfür trägt die Freie Stadt Danzig. 


Ausführungsverordnung 
zum Geſetz über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Nentenempfängern 
der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſtcherung. 


81. 

Die Gemeinden haben die Notſtandsmaßnahmen beſchleunigt durchzuführen und den Rentenempfäugern 
bei Geltendmachung ihrer Anſprüche behilflich zu ſein. 

Den Antrag auf Unterſtützung hat der Rentenempfänger bei der Gemeindeverwaltung ſeines Wohn⸗ 
orts (8 3 des Geſetzes) oder der vom Senat bezeichneten ſonſtigen Stelle (§ 8 des Geſetzes) ſchriftlich oder mündlich 
zu ſtellen. Der Antrag kann auch durch einen Vertreter geſtellt werden; der Vertreter iſt auf Verlangen 
verpflichtet, eine ſchriftliche Vollmacht vorzulegen. 

Hat der Rentenempfänger keinen Wohnort oder iſt ſtreitig, wo ſich der Wohnort befindet, ſo gilt 
als Wohnort der Ort, der für die Beſtimmung der Zahlſtelle der Rente oder des Ruhegeldes (8 1383 der 
Reichsverſicherungsordnung und § 313 des Verſicherungsgeſetzes für Augeſtellte) zuletzt maßgebend war. 
Der Rentenempfänger iſt auf Verlangen verpflichtet, durch Vorlage der Mitteilung der Verſicherungsanſtalt 
oder des Rentenausſchuſſes die Zahlſtelle nachzuweiſen. ! 
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82. 

Als Empfänger von Renten im Sinne des § 1 des Geſetzes find auch Perſonen anzuſehen, die⸗ 
gemäß §§ 372 bis 386, § 388 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte aus Erſatzkaſſen Ruhegeld oder 
Rente auf Grund reichsgeſetzlicher Verſicherungspflicht beziehen. 

Als Rentenempfänger im Sinne des Geſetzes find nicht Perſonen anzuſehen, die nur eine lebens— 
längliche Rente oder Leibrente nach SS 61 oder 63 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte beziehen. 

Die Mitteilung nach § 1 Abſ. 3 Satz 2 ift durch die Erſatzkaſſe auszuſtellen. In den Fällen des 
§ 382 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte iſt der Rentenausſchuß dafür zuſtändig. 


8 
Kinder im Sinne des § 2 Abſ. 3 des Geſetzes ſind eheliche und ihnen gleichgeſtellte Kinder ſowie die 
unehelichen Kinder weiblicher Rentenempfänger (§ 1259 der Reichsverſicherungsordnung, 8 29 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte). 8 


Die Unterſtützung richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles, jedoch darf das Geſamt⸗ 
jahreseinkommen des Rentenempfängers nach Abzug der auf Grund des § 2 Abſ. 4 und 5 des Geſetzes 
nicht anzurechnenden Bezüge zuſammen mit der Unterſtützung die im 8 2 Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten 
Höchſtbeträge nicht überſchreiten. Es unterliegt dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Gemeinden, ob und ins 
wieweit innerhalb dieſer Höchſtgrenzen eine Unterſtützung zu gewähren iſt. Sie haben bei ihrer Entſcheidung 
die geſamten perſönlichen und wirtſchaftlichen Berhältniffe des Rentenempfangers von Amts wegen zu 
berückſichtigen. 

Die Berechtigung zum Bezuge der Rente oder des Ruhegeldes muß durch Vorlegung des letzten 
Rentenbeſcheides nachgewieſen werden. Es genügt auch eine Beſtätigung der Zahlſtelle (§ 1 Abi. 3) des 
Verſicherungsamts, des Rentenausſchuſſes oder der Erſatzkaſſe (§ 2 Abſ. 3) über die Erteilung dieſes Be⸗ 
ſcheides. Die Gemeinden können zur Vermeidung von Doppelzahlungen auf dem Beſcheid oder der Beltäti: 
gung vermerken, daß und wann ein Antrag auf Unterſtützung geſtellt worden iſt. 

Die weiteren Feſtſtellungen, insbeſondere über die Einkommens- und Familienverhältniſſe, find von 
Amts wegen vorzunehmen. Die reichsgeſetzlichen Verſicherunzstrager, die Zahlſtellen (S 1 Abſ. 3) der 
Unterſtützungsempfänger, deſſen unterhaltspflichtige Angehörige und die Arbeitgeber ſind verpflichtet, den 
Gemeinden über alle für die Unterſtützung erheblichen Tatſachen Auskunft zu erteilen. 

Tatſachen können als ſeſtgeſtellt angeſehen werden, wenn der Rentenempfänger fie vor einer zu: 
ſtändigen Stelle in Gegenwart eines Zeugen an Eides Statt verſichert. Vor der Abnahme der eidesſtattlichen 
Verſicherung iſt er darüber zu belehren, daß nach § 156 des Reichsſtrafgeſetzbuches mit Gefängnis von 
einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft wird, wer eine derartige Verſicherung wiſſentlich falſch abgibt oder unter 
Berufung auf eine ſolche Verſicherung wiſſentlich falſch ausſagt. Über die Belehrung und die Verſicheruug an Eides 
Statt iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die von dem Abnehmenden, dem Rentenempfänger und dem Zeugen 
zu unterzeichnen iſt. Zur Abgabe der eidesſtattlichen Verſicherung kann der Rentenempfänger nicht ge⸗ 
zwungen werden, er kann auch nicht verlangen, dazu zugelaſſen zu werden. Zur Abnahne derartiger eides⸗ 
ſtattlicher Verſicherungen find die Gemeindevorſtände und die vom Senat hierzu ermächtigten Perſonen zuſtändig. 


§ 4a. 

Die Erhöhung der Grenze, innerhalb deren gemäß § 2 Abſ. 4 und 5 des Geſetzes Einkommens⸗ 
teile bei der Berechnung des Geſamtjahreseinkommens (8 2 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes) anrechnungsfrei 
bleiben (Freigrenze), iſt bei allen Unterſtützungen, die für die Zeit nach dem 1. April 1922 gezahlt werden, 
von Amts wegen zu berückſichtigen. 8 5 


Als Bezüge auf Grund des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 und anderer Militär⸗ 
verſorgungsgeſetze (8 2 Abſ. 5 des Geſetzes) gelten auch widerrufliche Zuwendungen, Teuerungszulagen und 
Teuerungszuſchläge, die in Vollzug dieſer Geſetze gewährt werden. 
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8 6. 

Die Unterſtützung ſoll in der Regel jeweils für ein Kalendervierteljahr feſtgeſetzt werden. Sie iſt 
vom Beginne des Monats an zu gewähren, innerhalb deſſen der Antrag geſtellt wird. Läßt ſich für die 
Unterſtützungszeit der Betrag des anzurechnenden Einkommens nicht ausreichend feſtſtellen, jo konnen die 
tatſächlichen Bezüge im vorhergehenden Kalendervierteljſahr zugrunde gelegt werden. Der Betrag des an— 
zurechuenden Einkommens iſt auf die nächſtniedere durch 30 teilbare Markzahl abzurunden. 

Der Wert von Sachbezügen iſt bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens gemäß § 2 des Ge— 
ſetzes nach den Ortspreiſen zu berechnen, die nach § 160 der Reichsverſicherungsordnung bei Berechnung 
des Entgelts maßgebend find. Unterſtützungen, die die private Wohlfahrtspflege ohne Rechtspflicht gewährt, 
ſind nicht zum Einkommen zu rechnen. Geſetzliche Unterhaltsanſprüche ſind bei Berechnung des anzu⸗ 
rechnenden Einkommens nur zu berückſichtigen, ſoweit fie erfüllt find oder nach der Überzeugung der über 
die Unterſtützung entſcheidenden Stelle von dem Unterhaltungspflichtigen erfüllt werden können. 


8 7 

Von einer Neufeſtſetzung der Unterſtützung kann abgeſehen werden, wenn offenkundig iſt oder vom 
Rentenempfänger glaubhaft verſichert wird, daß in den Verhältniſſen, die für die Feſtſetzung der Unter⸗ 
ſtützung maßgebend geweſen ſind, eine weſentliche Anderung nicht eingetreten iſt. Beſtehen Zweifel 
oder iſt ſeit der letzten Feſtſetzung ein Jahr verfloſſen, ſo ſind die Tatſachen erneut feſtzuſtellen. 

Während der Zeit, für die die Unterſtützung feſtgeſetzt iſt, kann der Rentenempfänger eine Neu⸗ 
feſtſtellung nur beantragen, wenn in den Verhaltniſſen, die für die Feſtſetzung maßgebend geweſen find, eine 
weſentliche Veränderung eingetreten iſt. Aus den gleichen Gründen kann die Neufeſtſetzung von Amts wegen 
erfolgen. 

8 7a. 

Die Gemeinden haben die Neufeſtſetzung der Unterſtützungen, die durch die beſchränkte Anrechnung 
der Renten aus der Invalidenverſicherung gemäß § 2 Abſ. 4 des Geſetzes bedingt wird, ſpäteſtens bis zum 
1. November 1922 durchzuführen. Ergibt ſich bei der Neufeſtſetzung, daß die Rentenbezüge den Betrag 
überſteigen, mit dem fie gemäß 8 2 Abſ. 4 des Geſetzes auf das Geſamtjahreseinkommen anzurechnen find, 
fo ift der überſchießende Betrag dem Nentenempfänger vom 1. Auguſt ab als Unterſtützung nachzuzahlen 

Bei jeder ſonſtigen Neufeſtſetzung einer Unterſtützung, die nicht lediglich durch die Vorſchrift des 
82 Abſ. 4 des Geſetzes bedingt wird ſowie bei Unterſtützungen, die erſtmalig nach dem 31. Juli 1922 be⸗ 
willigt werden, find die Renten aus der Invälidenverſicherung mit den im 8 2 Abſ. 4 des Geſetzes beſtimmten 
Beträgen auf das Geſamtjahreseinkommen ſofort anzurechnen. 


8 8. = 
Vor der Feſtſetzung der Höhe der Unterſtützung ſollen Perſonen aus dem Kreiſe der Verſicherten 
oder der Rentenempfäanger jedenfalls dann zugezogen werden, wenn ein Antrag abgelehnt oder auf die 
Unterſtützung Einkommen angerechnet werden ſollen. Die zuzuziehenden Perſonen wählt die Gemeinde⸗ 
verwaltung aus. 
8.9. 


Auf mehr als 3 Monate, vom Tage der Antragſtellung an gerechnet, darf die Unterſtützung nicht 
nachgezahlt werden. Wird der Antrag vor dem 1. Juli 1922 geſtellt, ſo iſt die Unterſtützung, ſoweit die 
geſetzlichen Vorausſetzungen dafür vorliegen, vom 1. Januar 1922 ab zu gewähren. 


8 9a. 
An Stelle der Anſtalt können die Gemeinde oder der Gemeinde- oder Armenverband oder der 
Träger der Sozialverſicherung, die die Koſten der Anſtaltsunterbringung tragen, den Zuſchuß zum Pflege⸗ 
gelde verlangen, wenn die Anſtalt von der ihr nach § 5 Abſ. 1 des Geſetzes zuſtehenden Befugnis trotz 
Aufforderung keinen Gebrauch macht. 
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8 10. 

Trunkſüchtige, die auf Grund des § 120 der Reichsverſicherungsordnung oder des § 45 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Augeſtellte an Stelle von Geldleiſtungen Sachleiſtungen beziehen, erhalten auch die 
Unterſtützung in Form von Sachleiſtungen. 

Soweit Gemeinde oder Gemeindeverbände auf Grund des § 1275 der Reichsverſicherungsordnung 
beſtimmen können, daß Renten ſtatt in bar in Sachen gewährt werden, können fie es auch für die Unters 
ſtützung tun. Auch ſouſt können die Gemeinden die Unterſtützung in Sachen gewähren, wenn der Renten— 
empfänger zultimmt.. 

5 Ik 

Oeffentliche Armenunterſtützung oder ſonſtige öffentliche Fürſorgeleiſtungen, die nach dem 1. Januar 
1922 bis zur erſtmaligen Auszahlung der Unterſtützung gewährt worden ſind, können auf die für den 
gleichen Zeitraum zu zahlende Unterſtützung angerechnet werden. Sonſt iſt die Anrechnung öffentlicher 
Armenunterſtützung unzulaſſig. 

§ 12. 

In den Fällen, in denen die Rente oder das Ruhegeld ganz oder teilweiſe verſagt oder entzogen 
wird, ruht oder wegfällt, treten die entſprechenden Wirkungen auch für die Unterſtützung ein. Ueber das 
Vorliegen derartiger Falle haben die Landesverſicherungsanſtalten, die Reichs verſicherungsauſtalt für Angeſtellte 
und die Erſatzkaſſen den Gemeinden auf Verlangen Auskunft zu erteilen; neueintretende Fälle ſind ihnen 
jeweils alsbald mitzuteilen. 

El 

Soll die Auszahlung der Unterſtützung an einen Vertreter erfolgen, ſo hat er die Vertretungsmacht 
nachzuweiſen und auf Verlangen eine Vollmacht vorzulegen, die von einer Perſon zu beglaubigen iſt, welche 
berechtigt iſt, ein öffentliches Siegel zu führen. 

8 14. 

Alle Verhandlungen und Urkunden, insbeſondere Vollmachten und amtliche Beſcheinigungen, die 
bei der Stellung von Anträgen, der Durchführung von Erhebungen und Auszahlungen auf Grund des 
Geſetzes erforderlich werden, ſind gebühren- und ſtempelfrei. 

8 15. 

Die Koſten, die durch Erledigung des einzelnen Uunterſtützungsfalles, insbeſondere durch Zuſtellung 
des Beſcheides, Auszahlung und Kontrolle entſtehen, trägt die Wohnortsgemeinde des Renteuempfängere, 
im Falle des § 1 Abſ. 2 die dort bezeichnete Gemeinde. Sit der übergeordnete Kommunalverband ent⸗ 
ſcheidende Stelle, fo kann er die einzelnen Gemeinden zur Tragung dieſer Koſten im Umlageverfahren heran: 
ziehen. Die allgemeinen Verwaltungskoſten hat er allein zu tragen. 

§ 16. 

Beſchwerden gegen die Entſcheidung über die Unterſtützung können von den Antragſtellern und den 

zur Zahlung der Unterſtützung verpflichteten Gemeinden erhoben werden. 
§ 17. 
Die Ausführungsverordnung vom 24. Marz 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 81) wird aufgehoben. 


Danzig, den 25. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 
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130 Volksiag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über eine vierte Anderung der Dienftbezige der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 1. 6. 22. 


Artikel 1. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig 
(Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz) vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 229) in der Faſſung des Geſetzes 
über Anderungen in den Dienſtbezügen der unmittelbaren Staatsbeamten vom 23. Juni 1922 (Geſetzblatt 
S. 165) wird wie folgt geändert: 

J. In der Anlage 5 Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) wird die letzte Eintragung in Spalte 1 „vom 

J. Mai 1922 ab bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch 
beſonderes Geſetz.“ erſetzt durch „vom 1. Mai 1922 bis 31. Mai 1922.“ 
II. In der Anlage 5 Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) iſt vor dem letzten Abſatz einzufügen: 


vom 1. Juni 1922 ab bis zur | A 205 v. 105 v. H. 
anderweiten Regelung durch 

den Staatshaushaltsplan oder außerdem werden gewährt: 

durch beſonderes Geſetz. a) ein weiterer Ausgleichszuſchlag in Höhe von 55 v. H. 


der erſten 10000 M des aus Grundgehalt und Orts⸗ 
zuſchlag oder aus Grundvergütung und Ortszuſchlag 
beſtehenden Dienſteinkommens; 


b) als beſonderer Ausgleichszuſchlag eine Frauenbeihilfe 
($ 23 Abſ. 2) in Höhe von 2500 M jährlich. 
Artikel 2. 
Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind aus vorausſichtlichen 
Mehreinnahmen der Zollverwaltung zu decken. 


Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1922 in Kraft. 


Danzig, den 13. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


131 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über eine fünfte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 25. 9. 22. 
Artikel 1. 


Der Ausgleichszuſchlag zum Grundgehalt, zur Grundvergütung, zum Ortszuſchlag und zu den 
Kinderbeihilfen der unmittelbaren Staatsbeamten (Anlage 5 Ziffer 1 des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 23. Dezember 1921 — Geſetzblatt S. 229) wird 

a) für die Zeit vom 1. bis 31. Juli 1922 auf 160 v. H., 

b) vom 1. Auguſt 1922 ab bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder 

durch beſonderes Geſetz auf 185 v. H. erhoht. 


440 
Der weitere Ausgleichszuſchlag und der beſondere Ausgleichszuſchlag (Frauenbeihilfe) werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 
Artikel 2. 
Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Mehreinnahmen auf Grund der dem 
Volkstag vorgelegten Geſetzentwürfe betreffend Regelung der Einkommen- ſowie der Vermögensſteuer zu decken. 


Danzig, den 26. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


132 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über eine ſechſte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 26. 9. 22. 


Artikel 1. 

Der Ausgleichszuſchlag zum Grundgehalt, zur Grundvergütung, zum Ortszuſchlag und zu den 
Kinderbeihilfen der unmittelbaren Staatsbeamten (Anlage 5, Ziffer 1 des Beamtendienſteinkommensgeſetzes 
vom 23. 12. 21 Geſetzbl. S. 229) wird vom 1. Auguſt 1922 ab bis zur anderweitigen Regelung durch den 
Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz auf 305 v. H. erhöht. 

Der weitere Ausgleichszuſchlag und der beſondere Ausgleichszuſchlag (Frauenbeihilfe) werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Artikel 2. 

Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Mehreinnahmen auf Grund der dem 
Volkstag vorgelegten Geſetzentwürfe betreffend Regelung der Einkommen- ſowie der Vermögensſteuer zu decken. 


Danzig, den 26. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


